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«Verhandlungen mit der Stadt 
unerträglich erschwert» 

. Projekt Haarenniederung im Kreuzfeuer der Kritik 
Nach einer heftigen Diskussion, in deren Verlauf der bisherige Vorsitzende des 
Bauausschusses, Jörn Behnsen, zurücktrat, hat der Senat in einem einstimmig 
gefaßten Beschluß dem Projekt Haarenniederung vorgeworfen, gegen die Regeln 
der Kooperation und Kollegialität verstoßen zu haben. Er kritisierte damit die 
Tatsache, daß das Projekt, ohne die zuständigen Gremien zu informieren, eine 
abweichende Stellungnahme bei der Stadt zu den Ausbauplänen abgegeben und da- 
mit, so der Rektor Professor Krüger, "die Position der Universität bei ihren 
Verhandlungen mit der Stadt unerträglich erschwert hat", . 

In seinem Beschluß wies der Senat aus- 
drücklich darauf hin, daß er keinem 
Universitätsangehörigen oder Projekt 
das Recht abstreite, die Ergebnisse 
wissenschaftlicher Arbeit in die poli- 
tische Willensbildung einzubringen; er 

mißbillige jedoch auf "das schärfste" 
die Tatsache, daß das Projekt Haaren- 

niederung nicht einmal den Versuch ge- 

macht habe, die Ergebnisse seiner Ar- 
beit auch in die Willensbildung der 

universitären Institutionen einzugeben. 
Ausdrücklich betonte der Senat, die 
Universität werde auch weiterhin an 

ihren Forderungen, wie sie von den Gre- 
mien der Universität vertreten worden 
seien, festhalten und dies der Stadt 

Oldenburg in einem Schreiben mitteilen, 

Wie bereits berichtet, stehen die Uni- 

verisät und das Land einerseits und die 

Stadt andererseits in harter Konfron- 

tation wegen der Bebauungspläne für die 

Haarenniederung, wo sich der Ausbau der 

Hochschule vollziehen soll (siehe uni- 
info 24/76). Nach Meinung der Universi- 
tät sind die von der Stadt aufgestell- 

ten Pläne indiskutabel und müssen revi- 

diert werden. Sie sehen lediglich eine 

zweigeschossige Bebauung vor, die nur 

in Ausnahmefällen durchbrochen werden 

darf; die für den Sport geplanten F1ä- 

chen sind als landwirtschaftliche Nutz 

fläche ausgewiesen. 

Ebenso wie das Land fühlt sich die Uni- 

. versität nicht zuletzt aufgrund der 

zahlreichen Vorgespräche mit der Stadt 

überrumpelt und befürchtet, daß die 
Pläne, die jetzt zur Stellungnahme aus- 

liegen, den gesamten Hochschulausbau 

erheblich verzögern, wenn nicht infra- 
ge stellen, sollten sie so endgültig 

verabschiedet werden. Die vom Projekt 

Haarenniederung abgegebenen Änderungs- 

vorschläge, die nach Auskunft ihrer 

Vertreter ein gleiches Bauvolumen - 

wie von der Universität gefordert - 

auf dem vorgesehenen Standort ermög- 

lichen, liegen ziemlich exakt zwischen 
den Anforderungen der Stadt und denen 

der Hochschulträger. Die Universität 

allerdings befürchtet, mit dem Prujekt- 

vorschlag in den Verhandiur:gen mit der 

Stadt konfrontiert und an die Wand ge- 

spielt zu werden. 

Jörn Behnsen, Bauausschußvorsitzender ' 

und Mitverfasser der Stellungnahme des 

Projektes, zog aus dieser prekären 1a- 

ge die Konsequenz und trat von seinen 

Amt als Vorsitzender und als Mitglied 
des Bauausschusses zurück. Er erklärte 

dazu, er hätte in der Tat den Bauaus- 

schuß über die Tatsache informieren müs 

sen, daß das Projekt eine eigene Stel- 

lungnahme abgeben werde. Er müsse je- 

doch die Vorwürfe einiger Ausschußnit- 

glieder zurückweisen, er habe die Po- 
sition des Projektes in die Bauaus- 

schußsitzungen nicht eingebracht. Das 

Gegenteil. sei der Fall gewesen. Im glei, 

chen Zusammenhang kritisierte Behnsen, 

daß die Universitätslsitung bis heute 

noch nicht den Bauausschußmitgliedern 

die bereits schriftlich fixierte Po- 

sition des Landes vorgelegt habe, son- 

dern lediglich mündlich, aber ungeni- 

gend habe vortragen lassen. sh 

Grundsatzdiskussion über ELAB 
Die vom Senat geführte Grundsatzdiskus- 

sion über die Einphasige Lehrerausbil- 

dung (EIAB),in der sich sehr unter- 
schiedliche Positionen abzeichneten, 

wird heute fortgesetzt. Wir berichten 

im nächsten uni-info darüber. 
  

Wolfgang Müller,Wiss. Assistent und 

führendes KBW-Mitglied, wird vor- 

erst nicht mehr an der Universität 

Oldenburg lehren können. In der ver- 

gangenen Woche verwarf die erste Kam 

mer des Verwaltungsgerichts Olden- 

burg den Antrag des Politologen, die 

aufschiebende Wirkung seines Wider- 

spruchs gegen die Entlassungsverfü- 

gung des Niedersächsischen Ministers 

für Wissenschaft und Kunst aus dem 

Beamtenverhältnis wiederherzustellen. 

Wolfgang Müller war, wie bereits mehr- 

fach berichtet, vom Ministerium zım 

1. Oktober "fristgerecht" gekündigt 

worden, nachdem eine fristlose Kin-   
  

Müllers Antrag abgewiesen 

digung vom Verwaltungsgericht Olden- 

burg wieder aufgehoben worden war. 

In beiden Fällen ordnete das Ministe-) 

rium sofortigen Vollzug an, d.h. Mül- 

ler kann auch dann nicht weiterleh- 

ren, wenn er Widerspruch gegen die- 

sen Bescheid einlegt. 

Das Ministerium begründet die Entlas- 
sung des Wissenschaftlichen Assisten- 

ten mit mangelnder Eignung, weil er 

nicht die Gewähr dafür biete, sich 

für die freiheitlich-demokratische 

Grundordnung einzusetzen. Der Senat 

hatte diese Begründung scharf kriti- 

siert und dem Ministerium Rechtsver- 

letzung vorgeworfen. sh 

—  
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Ausbildung von Raumplanern notwendig 
Lehrende legen Gutachten zum Studiengang Raumplanung vor 

Ein zwanzig Seiten langes Gutachten haben jetzt die Lehrenden des Studiengan- 

ges Raumplanung für das Niedersächsische Wissenschaftsministerium erstellt, 

um die Relevanz ihres Studienganges an der Universität Oldenburg auch unter 

regionalen Aspekten nachzuweisen. Wie im uni-info mehrfach berichtet, hatte 
das Ministerium gegenüber den Raumplanern durchblicken lassen, daß der Stu- 

diengang, der in dieser Form nur noch in Dortmund und Berlin angeboten wird, 

möglicherweise liquidiert werden solle. Die kürzlich veröffentlichten Zielzah- 

len bis 1985 für die Universität Oldenburg sprechen allerdings dagegen. Dort 

sind laut Planung für die Technikwissenschaft, in der die Raumplaner angesie- - 

delt sind, für 1980 72 Studienplätze und für 1985 300 Studienplätze vorgese- 

hen. Zur Zeit studieren über 80 künftige Raumplaner an der Universität. Nach- 

folgend eine Zusammenfassung des Gutachtens über den Studiengang. 

Die Notwendigkeit verbesserter Ein- 

griffsmöglichkeiten in den Konjunktur- 

verlauf, der besseren Nutzung der knap 

pen öffentlichen Mittel bei strukturpo- 

litischen Maßnahmen, die Durchführung 

der Gebiets- und Verwaltungsreform, 

neue raumrelevante Gesetze wie das 

Städtebauförderungsgesetz und das no- 

vellierte Bundesbaugesetz, neue Anfor- 

derungen bei der Planung länderüber- 

greifender Probleme im Rahmen der Inte 

gration der Europäischen Gemeinschaft, 

erhöhte Anforderungen an Erhaltung bzw. 

Wiederherstellung einer vertretbaren 

Umweltqualität erfordern vermehrte An- 

strengungen im Bereich der räumlichen 

Planung und damit.den vermehrten Ein- 

satz besser ausgebildeter Raumplaner. 
Viele Tätigkeitsfelder der Raumplanung 

werden bisher häufig von Architekten 

(zumeist mit der Vertiefung "Stadtbau"! 
wahrgenommen. Angesichts der neuen, in 

der Mehrzahl nicht architekturspezi- 

fischen Probleme, hat sich diese Ent- 

wicklung als falsch oder zumindest als 

unzureichend erwiesen. 

Für die Anforderungen der sich ent- 

wickelnden Probleme bei der Planung 

räumlicher Entwicklungsprozesse ist 

deshalb eine eigenständige Ausbildung 

von Raumplanern erforderlich, wie sie 

neben der Universität Oldenburg be- 

reits z. B. an der TU Berlin und der 

Universität Dortmund durchgeführt wird. 

Für den gesamten norddeutschen Raum 

ist die Universität Oldenburg die ein- 

zige Ausbildungsstätte für Raumplaner. 

Die Architekturabteilungen der TU 

Braunschweig und Hannover bieten ledig- 

lich eine Vertiefung im Bereich"Städte- 

bau" an. Während an den Hochschulen 

Berlin und Dortmund das Schwergewicht 

«der Ausbildung auf Probleme der Über- 

lastung von Ballungsräumen gelegt wird, 

werden an der Universität Oldenburg 

vorrangig Probleme der Entwicklung 

strukturschwacher Regionen (als dem 

spezifischen Problem dieser Region)be- 
arbeitet. 

Die Anwendung der raumordnenden Pla- 
nungsinstrumente, insbesondere auf 

der Ebene der Bauleitplanung (Flächen- 
nutzungsplan, Bebauungsplan) machen 

die Tätigkeit des Raumplaners zu einer 

spezifisch ingenieurwissenschaftlichen 

Tätigkeit. Dem trägt auch die Laufbahn- 

verordnung im öffentlichen Dienst Rech- 

nung. Deshalb erfolgt die Ausbildung 

von Raumplanern in einem ingenieurwis- 

senschaftlichen Studiengang mit dem Ab 

schluß Diplom-Ingenieur. 

Im Gegensatz zu Maschinenbau und Elek- 

trotechnik handelt es sich jedoch bei 

der Raumplanung wie bei der Bauplanung 

um eine planungswissenschaftlich orien 

tierte Ausbildung auf der Ebene von 

"Planzeichnungen", die keine umfang- 

reiche, teure Geräteausstattung erfor- 

dert. 

Die Einrichtung des Ingenieur-Studien- 

gangs "Raumplanung! im Jahre 1974 er- 

folgte unter der Zielsetzung, die Uni- 

versität Oldenburg zur Volluniversität 

unter Einschluß der Ingenieurwissen- 

schaften auszubauen. Allerdings lag 

von vorne herein das Schwergewicht auf 

den planungsorientierten Ingenieurwis- 

senschaften, da hier einerseits ein be 

sonderes Defizit an Absolventen be- 

steht, andererseits eine teure Sachnit- 

telausstattung vermieden werden kann. 

Darüber hinaus konnten anhand der 

Praxisorientiertheit von Planungspro- 

blemen Impulse zu einer interdiszipli- 

när angelegten Ausbildung in andere 

Studiengänge hineingetragen werden, ins- 

besondere durch die Realisierung ge- 

meinsamer Arbeitsvorhaben mit Lehren- 

den und Studenten der Wirtschefts-, So- 

zial- und Naturwissenschaften. 

In diesem Zusammenhang werden vor allem 

Planungsprobleme der Nord-West-Region 

aufgegriffen, um als regional orien- 

tierte Universität ein Dienstleistungs- 

angebot für die mit planerischer Kompe- 

tenz besonders unterversorgte Nord- 

West-Region machen zu können. 

Besondere Bedeutung hat der Versuch, 

eine Abstimmung mit der Ausbildung an 

der FHS Oldenburg (mit den Fachrich- 
tungen Architektur, Bauingenieurwesen 
und Vermessung)zu erreichen. Dies wird 
deutlich am bisher verfolgten Konzept 

der Raumplaner-Ausbildung an der Uni 

Oldenburg, das in drei Ausbaustufen re- 

alisiert werden soll. 

Die erste Ausbaustufe bestand in der 

Einführung des Hauptstudiums (nur 2. 

Studienabschnitt) mit dem Abschluß 'Di- 
plomingenieur, Fachrichtung Raumpla- 

nung'. Dieses Hauptstudium ist unter 

der besonderen Berücksichtigung der 

Weiterqualifikationsmöglichkeit von 

FHS-Absolventen konzipiert worden. Des- 

halb werden über die spezifisch raum- 

planerisch relevanten ingenieurwissen- 

schaftlichen Kenntnisse und Fähigkeiten 

hinaus in erhöhtem Maße planungsmetho- 

dische und planungstheoretische Quali- 

fikationen sowie sozio-Ökonomische, 

rechtliche und verwaltimgswissenschaft- 

liche Aspekte der Raumplanung vermit- 

telt um Vorbildungsdefizite der FHS - 

Absolventen auszugleichen. Diese An- 

reicherung des Hauptstudiuns mit In- 

halten, die in der Regel bereits im 

Grundstudium bearbeitet werden sollten, 

führt zu einer erhöhten Verweildauer 
der Studenten. 

Die zweite Ausbaustufe sah deshalb ei- 

ne Reform der FHS-Studiengänge (hier 

insbesondere an der FHS Oldenburg) vor; 

um die beschriebenen Defizite bereits 

an der FHS abzubauen und das Hauptstu- 

dium zu entlasten. Die dritte Ausbau- 

stufe sieht die Einführung des Grund- 

studiums (1. Studienabschnitt) und da- 
mit den Ausbau zu einem eigenständigen 

Studiengang vor, mit ausgewogener Ver- 

teilung der Ausbildungsinhalte auf 

Grund- und Hauptstudium, und wendet 

sich damit vorrangig an Abiturienten 

(Erstqualifikation). 
Gegenwärtig befindet sich der Studien- 

gang noch in der Ausbaustufe 1 (nur 

Hauptstudium). Die Realisierung der. 
Stufe 2 (Reform der FHS-Studiengänge) 
scheint gegenwärtig kaum möglich zu 

sein. Dagegen ist der Übergang zur Stu- . 

fe 3 (Grund- und Hauptstudium) durch- 
führbar. Für FHS-Absolventen muß dann 

eine spezielle Eingangsqualifizierung 

geschaffen werden. 

Eine Überprüfung der an der Uni Olden- 

burg zur Verfügung stehenden Personal- 

stellen zeigt, daß nahezu alle für ein 

Grundstudium notwendigen Ausbildungsin- 

halte abgedeckt werden können. Voraus- 

setzung ist eine Umwidmung der jetzt 

verwalteten H 4 -— Stelle "Wohnungswe- 

sen" in eine H 4- Stelle "Regional- und 

Landesplanung" (dies gilt auch für den 

Fall, daß nur das Hauptstudiwm beibe- 

halten wird). Ausbildungsdefizite gibt 

es nur in den Bereichen "Vermessung/ 
Bodenordnung" und "Stadttechnik". Diese 

Fächer sind jedoch an der FHS Oldenburg 

vertreten und könnten durch Lehraufträ- 

ge oder stundenweise Abordnung von Lehr- 

personen der FHS Oldenburg abgedeckt 

werden. 

Ein Vergleich mit anderen existieren- 

den grundständigen Raumplanerausbil- 

dungen z.B. an der TU Berlin und der 

Uni Dortmund zeigt, daß die inhaltli- 
chen Konzeptionen des Grundstudiums 

ähnlich sind wie die für Oldenburg ge- 

planten. 
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Kapazitätsverordnung (KapVO) 
  

Vertagung löst keine Probleme 
An den bundesdeutschen Hochschulen wird trotz wachsender politischer und nach 

wie vor rechtlicher Bedenken Tausenden von Studienbewerbern die Aufnahme des 

Studiums ‘im gewünschten Fach, zur gewünschten Zeit und/oder am gewinschten Ort 
verwehrt, Auch in Oldenburg wird für jedes Semester aufs neue eine Hürde er- 

richtet, die nur einigen Aspiranten den Eintritt ins akademische Leben erlaubt. 

Doch während anderswo die Zulassungszahlen durch prinzipiell nachprüfbare, wenn 

auch für manche mit Mühe verbundenen Berechnungen zustandekommen, sind die 01- 
denburger: Höchstzahlen meist das Ergebnis subjektiver Einschätzungen der be- 

stehenden Ausbildungskapazitäten. 

Da der Numerus clausus für einen Stu- 

diengang seitens des Staates verord- 

net wird und die Hochschulen nur noch 

über das Maß der Zulassungsbeschrän- 

kung "mitbestimmen" dürfen, müßte den 
Hochschulen daran gelegen sein, das Ver 

fahren und Normi.erungen, die zur vestim 

mung der Höchstzahlen angewendet werder: 

bestimmten politischen und rechtlichen 

Ansprüchen genügen. Die nach der Me- 

thode "Wer im Senat am lautesten seine 

Zahl ruft, bekommt den Zuschlag" ge- 

troffenen Entscheidungen, ist ange- 

sichts der ausgeschlossenen Studienbe- 

werber nicht länger verantwortbar und 

recktlich ganz gewiß nicht haltbar. 

Nun räumt auch die verordnete Alterna- 

tive, die Kapazitätsverordning (KapVO) 
nicht alle Zweifel aus der Welt. Die 

Verantwortung gegenüber den Studierwil- 

ligen sollte jedoch in einer Hochschu- 

le, die die gesellschaftliche Verant- 
wortung zum obersten Gebot ihres wis- 

senschaftlichen Tuns erhoben hat, eine 

qualifizierte Befassung mit der KapVO 

möglich machen. Eine pauschale Ableh- 

nung ändert zımindest nichts am Weiter- 

bestehen des Numerus olausus. 

Der Senat hat sich im SS 1976 mehrheit- 

lich zu der Einsicht durchgerungen, die 

KapVO in Oldenburg vor einer endgülti- 

gen Entscheidung über eine gewünschte 

Anwendbarkeit zu testen. Insbesondere 

sollte erkund-t werden, inwieweit das 

Projektstudium in den Kategorien der 

KapVO abbildbar ist, welche Normen in 

die Berechnungen eingehen und wie hoch 

die Elastizität der Berechnungsergeb- 

nisse bei Veränderung der Normen ist. 

Das Ziel dieser Testläufe sollte ein 

differenziertes, politisch vertretbares 
Urteil über die KapVO durch den Senat 

der Universität sein. 

Nachdem durch den zuständigen Programm- 

ausschuß die erforderlichen, vom Senat 

am 26.8. ded. beschlossenen Vorarbeiten 

abgeschlossen sind, könnte die Arbeit 
in den Fachbereichen und Studienkon- 

missionen anlaufen. Diese lehnen jedoch 

mit Ausnahme des Fachbereiches I die 
Durchführung der Kapazitätsberechnungen 

in der Regel mit der Begründung ab, deß 

das Verfahren nicht transparent sei und 

die Ergebnisse politisch nicht kalku- 

lierbar seien. Die Fachbereiche machen 

damit die Klarheit zur Voraussetzung, 

die sie vor ein paar Monaten gerade 

zum Ziel der Testläufe bestimmt haben. 

Inzwischen scheinen die skeptischen 

Zauderer in der Oldenburger Universi- 

tät von der hochschulpolitischen Ent- 

wicklung überrollt zu werden. Ab WS 

1977/78 soll nicht mehr das Berechnungs 

verfahren nach der KapVO, sondern nur 

noch dessen Extrakt eine Meßzahl pro 

Studiengang, zur Festlegung der Studien 

anfängerzahlen benutzt werden. Die Meß- 

zahlen, genannt Curricularrichtwerte, 

sind die bundesdurchschnittlichen Be- 

rechnungsergebnisse nach der KapVO, die 

die Belastung in Lehrdeputatstunden aus 

drücken, die ein Student im Laufe sei- 
nes Studiums verursacht. Die Curricu- 

larrichtwerte werden zur Zeit von der 

ZVS festgelegt und in den nächsten Wo- 

chen durch Verordnımgen der zuständi- 

gen Ministerien in aller. Bundesländern 

verbindlich gemacht. Mit der Oldenbur- 

ger Ausbildungswirklichkeit werden die- 

se Richtwerte wenn überhaupt, dann nur 

zufällig übereinstimmen. Belegt oder 

widerlegt werden könnte das allenfalls 

anhand eigener Kapazitätsberechnungen. 

* 

Da der Numerus clausus für einen Stu- 

diengang seitens des Staates verord- 

net wird und die Hochschulen nur noch 

über das Meß der Zulassungsbeschrän- 

kung "mitbestimmen" dürfen, müßte den 

Hochschulen daran gelegen sein, das 

Verfahren und Normierungen, die zur Be- 
stimmung der Höchstzahlen angewendet 

werden, vestimmten politischen und rech! 

rechtlichen Ansprüchen genügen. Die 

nach der Methode "Wer im Senat am lau- 

testen seine Zahl ruft, bekommt den 

Zuschlag" getroffenen Entscheidungen, 

ist angesichts der ausgeschlossenen 

Studienbewerber nicht länger verant- 

wortbar und rechtlich ganz gewiß nicht 

haltkar. Nun räumt auch die verordnete 

Alternative, die Kapazitätsverordnung 

(KapVO) nicht alle Zweifel aus der 

Welt. Die Verantwortung gegenüber den 

Studierwilligen sollte jedoch in einer 

Hochschule, die die gesellschaftliche 

Verantwortung zum obersten Gebot ihres 

wissenschaftlichen Tuns erhoben hat, 
eine qualifizierte Befassung mit der 

KapVC möglich machen. Eine pauschale 

Ablehnung ändert zumindest nichts am 

Weiterbestehen des Numerus clausus. 

Trude Kreutzmann 

Abt. Planung u. Statistik   
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Gremienwahlen 
In diesem Semester finden die Wahlen 
zum Konzil und zu den Fachbereichsrä- 

* ten statt. Wie der Wahlleiter dazu mit- 
teilte, erfolgt die Auslegung des Wäh- 

lerverzeichnisses in der Zeit vom 30. 

November bis 2. Dezember 1976. Die 

Wahllisten müssen bis zum 14. Januar 

eingereicht sein. Im Konzil sind die 

einzelnen Statusgruppen wie folgt ver- 

treten: 24 Hochschullehrer, 24 Wissen- 

schaftliche Mitarbeiter, 24 Studenten 

und 16 sonstige Mitarbeiter. Die Fach- 

bereichsräte setzen sich aus 8 Hoch- _ 

schullehrer, 4 Wissenschaftlichen Mit- 
arbeitern, 4 Studenten und 2 sonstigen 

Mitarbeitern zusammen. 

Vorlesungsverzeichnis 
Damit das Vorlesungsverzeichnis SS 77 

rechtzeitig erscheinen kann, müssen 

die Veranstaltungsankündigungen pro- 

jektorientierter und projektunabhängi- 

ger Veranstaltungen durch die Fachbe- 

reiche bzw. Studienkommissionen bis 

zum 15. Dezember 76 eingereicht wer- 

den. Einem entsprechenden Terminplan 

der Zentralen Studienberatung stimmte 

der Senat auf seiner letzten Sitzung 

ZUe 

Studiengängen 
Der Senat hat beschlossen, beim MwK 
die Offnung der Diplomstudiengänge 
Mathematik, Physik, Chemie und Ökono- 
mie sowie Pädagogik (5. Semester) für 
Studienbewerber zu beantragen. 

Chile-Woche 
In der Zeit vom 29. November 76 bis 

zum 4. Dezember 76 veranstaltet der 

AStA eine Chile-Solidaritätswoche. Im 

Rahmen dieser Woche werden Basare auf 

verschiedenen Oldenburger Wochenmärkten 

und in der Universität organisiert, 

deren Erlös dem "Sonderkonto Erich 

Wulff" zugeführt wird. Für die Basare 

bittet der ASTA um Sachspenden. 

Exkursionen 
Der Senat hat auf seiner letzten Sit 

zung entschieden gegen die Ankündi- 

gung des Ministeriums protestiert, 

die Zuschüsse an Studenten für die 

Teilnahme an Pflichtexkursionen er- 

satzlos zu streichen. Der Wegfall 

der Exkursionen würde bedeuten, daß 

die in den betroffenen Fächern durc! 
die Prüfungs- und Studienordnungen 

vorgeschriebenen Pflichtexkursionen 

ab 1977 nicht mehr durchgeführt wer- 

den können. Der Senat fordert das 

MK auf, bei den abschließenden 

Haushaltsberatungen sicherzustellen. 
daß Exkursionszuschüsse auch für 

das Jahr 1977 bereitgestellt werden
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Aufbaustudiengang für Kapitäne 
Der Senat hat sich in der vergangenen Woche auf Vorschlag des Integrationsaus- 

schusses, der sich aus Vertretern der Universität und der Fachhochschule zusam 

mensetzt, grundsätzlich dazu bereit erklärt, beim MWK die Rinrichtung eines 
wirtschaftswissenschaftlichen (Aufbau-) Studienganges für Nautiker mit dem Ab- 

schluß des "Diplomwirtschaftsingenieurs für Seeverkehr" zu beantragen. Der end 

gültige Beschluß soll allerdings erst erfolgen, wenn die vom Integrationsaus- 

schuß eingesetzte Studiengangsplanungskommission ihre Empfehlung vorgelegt hat. 

In der Begründung zur Einführung ei- 

nes solchen Aufbaustudienganges heißt 

es usas: "In der deutschen Seeschiff- 

fahrt besteht eine ungewöhnlich hohe 

Personalfluktuation. Die Verweildauer 

im Beruf nach Verlassen der Schule be- 

trug bei Kapıtänen und Schiffsoffizie- 

ren nach einer Untersuchung der Deut- 

schen Angestellten Gewerkschaft aus 

den Jahren 1966/67 8 Jahre. Es spricht 

nichts dafür, daß diese Verweildauer 

sich erhöht haben könnte... 

Nach einer Ausbildungszeit von 5-7 Jah 

ren und einer relativ kurzen Berufstä- 

‘tigkeit arbeitet der mit hohen Kosten 

berufsspezifisch Ausgebildete ca. 30 

Jahre in einem berufsverwandten nmei- 

stens jedoch in einem berufsfremden 

Tätigkeitsfeld. 

Wegen der stark seefahrtsbezogenen Aus- 

bildung ist der für einen Landberuf 

verwertbare Ausbildungsteil für den 

Fachhochschulabsolventen so gering, 

daß für ihn nur eine untergeordnete 

Tätigkeit infrage kommt. Im öffentli- 

chen Dienst erfolgt die Einstellung 

nach einer gewissen Angestelltenzeit 

im gehobenen Dienst, in der Privat- 

wirtschaft höchstens im unteren Ma- 

nagement..e 

Da man die Seefahrtszeit eines Schiffs 

offiziers oder Kapitäns als Übergangs- 
zeit betrachten muß, ist die heutige 

Ausbildung zum Kapitän unvollkommen 

und bedarf einer Ergänzung. 

Die Seeverkehrswirtschaft, ein Bereich, 

der Schiffsbau und -einsatz, Güterbe- 

förderung sowohl über See als auch vom 

Binnenland zur Küste, den Güterum- 

schlag und den gesamten Seeverkehr ein 

schließt, benötigt praktisch ausgebil- 

dete Wirtschaftswissenschaftler oder 

wirtschaftlich ausgebildete Praktiker. 

Eine Umfrage ergab, daß 50 Prozent 

der befragt m Arbeitgeber aus der See- 

verkehrswirtschaft wirtschaftswissen- 
schaftlich ausgebildete Nautiker be- 

schäftigen würden, 
Der angehende Nautiker hat nicht die 

Möglichkeit - wie in anderen Sparten- 

der Ingenieurwissenschaft - zu wählen, 

ob er das angestrebte Berufsziel über 

eine Technische Universität mit wissen 

schaftlichem Diplom oder über eine 

Fachhochschule mit Graduierung errei- 

chen will. Er hat z.Zt. ausschließlich 

die 2. Möglichkeit." 

  

Montag, 22.11.76, 20 Uhr,AVZ 3-449, 
Vortrag von Dr. C.L. YU, Berlin, 

zum Thema "Entwicklung der land- 

wirtschaftlichen Produktion in der 

VR China", Veranstalter: Studien- 

kommission Geographie. 

Mittwoch, 24.11.76, 20 Uhr, DGB-Haus 
Kaiserstr. 4-6. Vortrag eines Vertre 

ters des chilenischen Gewerkschafts- 

bundes über den Militärputsch und. 

über die heutige Situation in Chile. 

"Mittwoch,1.12.1976, 17 Uhr,AVZ 2-405 
'Mathematisches Kolloquium von Profes 

sor M. Otte, Bielefeld, zum Thema 

"Der Mathematiklehrer in Ausbildung 

und Beruf - Bericht über die Diskus- 

.sion in der Sektion A 6 des ICMB 

1976 in Karlsruhe", Veranstalter: 
Studienkomnission Mathematik. 

Mittwoch, 1.12.76, 15 Uhr, Aula. 

Vortragsreihe zur Berufskunde: Re- 

ferate: "Entwicklung eines Pro- 

gramms zur systematischen Vorberei- 

tung der Berufswahl" und "Zur Pro- 

blematik von Aussagen über Beschäf- 

tigungsaussichten",   

Veranstaltungs- und Terminkalender 
Montag, 6.12.76, 18 Uhr,AVZ 3-49, 
Gastvortrag von Dr. Bodo Freund, 

Frankfurt, zum Thema "Neuere ökono- 

mische und soziale Entwicklungen 
in Portugal". Veranstalter: Studien- 
kommission Geographie. 

Mittwoch, 8.12.76, 15 Uhr, Aula. 
Vortragsreihe zur Berufskunde. Re- 

ferat: "Berufe im öffentlichen 

Dienst - Die gehobene Laufbahn", 

Freitag, 10.12.76, 9-18 Uhr, D 103. 
Anhörungen zur Stelle "Zivil- und 
Wirtschaftsrecht". Gerd Brüggemeier 
Frankfurt - Hans Gerwin.Burgbacher, 
Hamburg - Cristof Kellmann, München 
Helmut Kohl, Hamburg - 13.15-14.30 
Pause - Ulrich Mückenberger, Frank- 
furt - Bernhard Nagel, Kassel - 
Lothar Vollmer, Münster. 

Montag, 13.12.76, 13.30-20.30, VG 
406. Anhörungen "Lektor für Rus- 
sisch". Pavel Gan, Hamburg - Bronis- 
lava Volkova, Obersasbach - Alek 
Pohl, Braunschweig - 16.30-17.00 
Pause - Margot Nierstein, Dudwei- 
ler - Johannes Faensen, Berlin -He- 
lene Imendörffer, Berlin.     
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- Fundsachen 
Die Verwaltung weist nochmals darauf 

hin, daß Fundsachen im Bauteil A, 
Zimmer 005, abgeholt werden können. 

Eine Liste über die Fundsachen hängt 

am Verwaltungsbrett (Flur Bauteil A) 
aus. Sollten dennoch innerhalb von 

sechs Wochen die Sachen nicht abgeholt 

werden, werden sie voraussichtlich An- 
fang nächsten Jahres versteigert. Wei- 

ter teilt die Verwaltung mit, daß ab 

sofort Fundsacher auch beim Pförtner 

im AVZ abgegeben werden können. 

Einmaliger Vorgang 
Als einen bisher einmaligen Vorgang 
hat der Senat in einer Stellungnahme 

zur Studiensituation im Fach Bildende 

Kunst/Visuelle Kommunikation die Tat- 

sache bezeichnet, daß das Wissenschafts- 

ministerium zwei noch zu besetzende 

H-3-Stellen nur zur Verwaltung freige- 

ben will, weil die Studiengangskonzep- 
tion und Denomination neu verhandelt 
werden müsse. In der Stellungnahme 

wird deutlich, daß der Senat eine wei- 

tere Reduzierung der Inhalte in die- 

sem Fach befürchtet, was zu einer ein- 

deutigen Benachteiligung der Abgänger 

gegenüber anderen Ausbildungsstätten 

in der Bundesrepublik führen würde. 

Die infrage gestellten Gebiete - Me- 

dien und Architektur - seien, so der 

Senat, Bestandteile aller vergleichba- 

ren Studiengänge für das Lehramt Kunst 

und würden von allen Lehrplänen gefor- 

dert. Deshalb müsse der Senat darauf 

bestehen, den Studiengang endlich wie 

geplant zu realisieren, zumal die Stu- 

diengangskonzeption seit 1973 und Vor- 

schläge zur Studien- und Prüfungsord- 

nung seit 1975 im Ministerium vorlie- 
gen. 

Druckaufträge 
Die von Mitarbeiternder Universität in 
Auftrag gegebenen Druck- und Kopierauf- 
träge werden wie folgt abgerechnet und 
den einzelnen Abteilungen, Fachberei- 
chen und Zentralen Einrichtungen be- 
lastet: Kopie: DM 0,15, Druck: DM 0,05 
und je Original bei Druck DM 1,50. Die 

genannten Preise sind Einheitspreise, 
Das bedeutet, daß auch A3-Drucke, ho- 
he Auflagen, Verkleinerungen und Ver- 
größerungen, Metallplattenherstellung 
und Filmherstellung in die genannten 
Preise einbezogen sind und somit für 
die kostenintensiven Druckvorgänge kei- 
ne Extrakosten berechnet werden. 

60. Geburtstag 
Aus Anlaß des 60. Geburtstages der Er- 
ziehungswissenschaftlerin Professor 
Ilse Mayer-Kulenkampff, veranstaltete 
das Erziehungswissenschaftliche Kollo- 

qium (EWK) im Fachbereich Ieinen Dis- 
kussionsabend zum Thema"Projekte - hi- 
storische Vorläufer und aktuelle Pro- 
bleme", 
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